


K A R L A L B R E C H T SCHACHTSCHNEIDER 

Res publica res populi 





Res publica res populi 
Grundlegung einer Allgemeinen Republiklehre 

Ein Beitrag zur Freiheits-, Rechts- und Staatslehre 

Von 

Karl Albrecht Schachtschneider 

Duncker & Humblot · Berlin 



Die Deutsche Bibliothek - CIP-Einheitsaufnahme 

Schachtschneider, Karl Albrecht: 
Res publica res populi : Grundlegung einer allgemeinen 
Republiklehre ; ein Beitrag zur Freiheits-, Rechts- und 
Staatslehre / Karl Albrecht Schachtschneider. -
Berlin : Duncker und Humblot, 1994 

ISBN 3-428-08124-2 

Alle Rechte vorbehalten 
© 1994 Duncker & Humblot GmbH, Berlin 

Fotoprint: Berliner Buchdruckerei Union GmbH, Berlin 
Printed in Germany 

ISBN 3-428-08124-2 



Pfarrer  Kurt Schachtschneider 

Philosopho theologo 

2. Januar 1907 - 12. Juli 1973 





Vorwort 

Das Recht kann in einem Gemeinwesen, welches sich der Würde des 
Menschen verpflichtet hat, nur auf Freiheit gründen. Herrschaft  ist seit der 
Aufklärung nicht mehr legitimierbar. Die Freiheit als das Recht auf Recht 
gebietet die Verfassung des Gemeinwesens zu einem Staat. Der Staat des 
Rechts ist die Republik. Die Freiheit ist allgemein. Sie verwirklicht sich in 
Gesetzen und in der Gesetzlichkeit. Die Verbindlichkeit der richtigen Ge-
setze, der Rechtsordnung, ist der Wil le aller Bürger. Die Erkenntnis des 
Rechts ist ein der Legalität verpflichteter  sittlicher Akt. Die Erkenntnis-
weise ist die Moralität, die ihr Verfahren  im kompetenten Diskurs findet. 
Das Gesetz der Moralität ist der kategorische Imperativ, das Sittengesetz. 
Der politische Diskurs ist allgemein, die verbindliche Erkenntnis des Rechts 
aber ist Sache der Vertreter des Volkes in den Organen der Gesetzgebung, 
der vollziehenden Gewalt und der Rechtsprechung. Die Abgeordneten, die 
Beamten und die Richter vertreten das Volk in dessen Sittlichkeit und sind 
deshalb ausschließlich ihrem Gewissen verantwortlich. Die Moralität der 
Amtswalter ist der Baustoff  der Republik. Das höchstrangige Prinzip der 
Sittlichkeit ist die Rechtlichkeit. Ohne die Achtung des Sittengesetzes kann 
die res publica nicht res populi sein, aber die Sittlichkeit als die innere 
Freiheit setzt das Recht zur Wil lkür als die äußere Freiheit voraus. Diese 
politische Freiheit ist das Paradigma der Lehre von der Republik. Freiheit-
lichkeit, Rechtlichkeit und Staatlichkeit finden in dieser Lehre zur Identität. 
Jede Herrschaftlichkeit  wird aus ihrer Dogmatik eliminiert. 

Die republikanische Freiheits-, Rechts- und Staatslehre ist der antiken 
und der neuzeitlichen Aufklärung verpflichtet.  Meine Lehrer der Republik 
sind Aristoteles, Cicero, Hobbes, Locke, Rousseau und vor allem Kant. Auf 
eine Auseinandersetzung mit Piaton, Hegel oder gar Marx, die Popper 
Feinde der offenen  Gesellschaft genannt hat, habe ich mich nicht eingelas-
sen. Meine republikanische Dogmatik beansprucht nicht die Republiklehre 
zu sein, die Kant unter dem Grundgesetz entworfen hätte; aber das Grund-
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gesetz ist als Verfassung einer Republik kantianisch. Die Verfassungslehre 
jedoch hat, abgesehen von Werner Maihofer und in gewisser Weise Herbert 
Krüger, erst vor weniger als einem Jahrzehnt (erneut) begonnen, dem 
Kantianismus des Grundgesetzes Folge zu leisten. Der Paradigmenwechsel 
vom Liberalismus zum Republikanismus ist im Gange. Noch dominiert die 
liberalistische Lehre von den Freiheiten, die Staat und Gesellschaft trennt 
und konsequent den Staat und das Recht herrschaftlich  konzipiert. Deren 
Dogmatik ist dem 19. Jahrhundert, der Restauration, und nicht, wie der 
echte Republikanismus, dem 18. Jahrhundert, der Revolution, verpflichtet. 
Die politischen Texte in Deutschland, in Europa und in der Welt folgen 
dem Ideal der französischen Revolution, der Freiheit, Gleichheit und Brü-
derlichkeit. Die liberalistische Lehre jedoch hat die Politik der Texte nicht 
erreicht. Sie müßte sonst die Republikwidrigkeit des Parteienstaates offen-
baren. Der Parteienstaat ist die typische Verfallsform  der Republik. De-
kuvrierend für die Verfassungsferne  der Parteienstaatslehre ist es, daß das 
republikanische Gewissensprinzip verhöhnt und das "Sittengesetz", obwohl 
es doch die grundgesetzliche Freiheit bestimmt, aus der Dogmatik ausge-
blendet wird. Die wurmstichige Frucht der republikwidrigen Freiheitslehre 
ist der Vorschlag, durch einen Art. 2 a GG die Bürger dem "Gemeinsinn 
und der Mitmenschlichkeit" zu verpflichten, als wenn das Sittengesetz in 
Art. 2 Abs. 1 GG nicht seit 1949 die grundgesetzliche Freiheit durch den 
kategorischen Imperativ definiert  hätte. 

Der Republikanismus ist wegen seines Prinzips der Moralität not-
wendig Imperativisch. Er kann sich mit der aller Erfahrung  nach immer 
mehr oder weniger illegalen Wirklichkeit niemals identifizieren. Dieses Di-
lemma ist sein Wesen, welches aus der ihm zugrunde liegenden Anthropo-
logie vom ungeselligen Gesellen, aus der Dichotomie des homo noumenon 
und des homo phainomenon folgt. Die republikanische Freiheits-, Rechts-
und Staatslehre entwickelt die Institutionen der Sittlichkeit, der praktischen 
Vernunft  also, um ein gutes Leben aller in allgemeiner Freiheit zu ermögli-
chen. Ständig muß der Republikanismus dem Mißbrauch seiner Institutio-
nen aus Herrschsucht, Habsucht und Ehrsucht entgegenwirken. Das 20. 
Jahrhundert hat die parteilichen Parteien institutionalisiert. Vor allem diese 
Fehlentwicklung ist um der Republik willen zu korrigieren. Niemals wird, 
weil der Mensch aus allzu krummen Holze ist, das Werk des Republika-
nismus, die wirkliche allgemeine Freiheit, vollendet sein. Diese Einsicht 
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rechtfertigt  durch nichts, daß die einen die anderen beherrschen, ausnützen, 
verachten. Republikanität ist ihrem innersten Prinzip, dem kategorischen 
Imperativ, oder, was dasselbe ist, dem christlichen Gebot der Nächstenliebe 
gemäß ständig herausfordernde  Pflicht. Eine Lehre vom Recht darf  nicht zu 
einer Empirie verflachen. Dadurch verlöre sie ihren Anspruch, die Mensch-
heit zum Guten zu führen. Eine Rechtslehre ist dem Fortschritt zur all-
gemeinen Freiheit verpflichtet.  Sonst würde sie lediglich Besitzstände kon-
servieren und den Verfall  des Gemeinwesens befördern.  Im republikani-
schen Sozialprinzip ist die Hoffnung  auf den Fortschritt zur allgemeinen 
Freiheit inbegriffen.  Das Prinzip der Brüderlichkeit wahrt darin seine 
Einheit mit den Prinzipien der Freiheit und der Gleichheit. 

Eine Lehre, welche auf dem republikanischen Freiheitsbegriff  des 
Grundgesetzes aufbaut, muß alle Institutionen der Verfassung neu dog-
matisieren. Die liberalistische Lehre konnte eingeübte Begriffe  tradieren, ja 
die Dogmatik des Staatsrechts hat das herrschaftliche  Paradigma wesentlich 
gestützt. Das zeigt etwa der Liberalismus der Grundrechtsdogmatik. Er hat 
nicht nur die schon überwunden geglaubte Unterscheidung von Staat und 
Gesellschaft wiederbelebt, sondern ist die Grundlage der Herrschaftsideolo-
gie der Staatsrechtslehre und trägt zugleich die Ideologie von der Notwen-
digkeit der herrschaftlichen  parteilichen Parteien. Diese Lehre verteidigt 
nach wie vor einen Untertanen gegen eine Obrigkeit, obwohl die politische 
Freiheit aller Bürger die Verfassungen Deutschlands von 1919 und 1949 
bestimmt. Der eigentliche Politiker einer Republik, der Bürger, ist denn 
auch bis heute nicht dogmatisiert worden. Er paßt nicht in die Herrschafts-
ideologie. Das großangelegte Handbuch des Staatsrechts, welches Josef 
Isensee und Paul Kirchhof von 1987 bis 1992 herausgegeben haben, kennt 
den Bürger nicht. Es kennt Wähler und Grundrechtsträger,  also doch nur 
konstitutionalistische Untertanen der heute parteienstaatlichen Obrigkeit. 
Wer jedoch den Bürger als Bürger versteht, muß die Freiheit wie das 
Grundgesetz durch das Sittengesetz definieren. Die bürgerliche Rechtslehre 
kann nur von dem Satz: res publica res populi, ausgehen; denn alle Staats-
gewalt geht vom Volke aus und wird vom Volke oder vertretungsweise von 
dessen Organen ausgeübt (Art. 20 Abs. 2 GG). 
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Ich bemühe mich in diesem Buch um die Grundlegung einer Lehre 
von der Republik. Nach einer republikanischen Orientierung im ersten Teil, 
der sich im 3. Kapitel mit dem Verhältnis der Republiklehre als einer Lehre 
von der freiheitlichen Demokratie zur herrschaftlichen  Demokratielehre 
befaßt und zu diesem Zweck Erkenntnisse der anderen Teile einbezieht, 
weist der zweite Teil die Herrschaftsideologie  der deutschen Staatsrechts-
lehre zurück. Im dritten Teil wird die freiheitsdogmatische Begründung der 
Trennung von Staat und Gesellschaft kritisiert. Im vierten Teil unternehme 
ich den Versuch, den Begriff  des Bürgers als staatliche und zugleich private 
Persönlichkeit zu erfassen und den republikanischen Standort des Sozial-
prinzips, des Prinzips der Brüderlichkeit also, zu bestimmen. Im fünften 
Teil versuche ich eine kantianische und eine dogmatische, durch das Sitten-
gesetz geprägte Grundlegung des republikanischen Freiheitsbegriffs  als der 
Autonomie des Willens, welche auch die freiheitliche Privatheit bedenkt. 
Im sechsten Teil konfrontiere  ich den republikanischen mit dem liberalisti-
schen Freiheitsbegriff,  dessen Dogmatik angesichts der Entscheidung der 
sogenannten westlichen Demokratien für die Lebensform Republik das 
Problem der politischen Freiheit bewältigen muß. Die dualistische Lehre 
von einer liberalen und einer demokratischen Freiheit, der Stand der herr-
schenden Lehre, hat bereits eine gewisse Nähe zum einheitlichen republika-
nischen Freiheitsbegriff,  der vor allem die Privatheit anders begreift  und der 
objektiven Dimension der Grundrechte größeres Gewicht als deren subjekti-
ver als Abwehrrechte des (sogenannten) Bürgers gegen den Staat einräumt. 
Die politische Freiheit als Recht auf Recht, als Grundrecht auf gesetzliche 
Rechtlichkeit, trägt die republikanische und darum diskursethische Rechts-
staatslehre des siebten Teils, der im 6. Kapitel der Dogmatik der demokrati-
stisch mißverstandenen eine republikanische Lehre des Interessenausgleichs 
entgegensetzt. Im achten Teil biete ich eine republikanische Lehre der 
organschaftlichen Vertretung des ganzen Volkes an, die sich von der durch 
Carl Schmitt und Gerhard Leibholz geprägten Repräsentationsideologie löst. 
Letztere ist noch immer Stützpfeiler des parteienstaatlichen Parlamentaris-
mus, in dem mittels des Fraktionswesens die bürgerliche Freiheit der Par-
teienoligarchie geopfert  wird. Im neunten Teil zeichne ich die grundrecht-
liche Verfassungsrechtsprechung  in ihrer Gesetzgebungsfunktion nach. Peter 
Häberle folgend verstehe ich die Wesensgehaltsgarantie des Art. 19 Abs. 2 
GG als Kern der Grundrechtsverfassung.  Die politische Funktion des Bun-
desverfassungsgerichts  als die sittliche Verantwortung für die praktische 
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Vernunft  stütze ich im Grundsatz auf das Prinzip der allgemeinen Freiheit. 
Bisher wurde diese als Willkürverbot aus Art. 3 Abs. 1 GG hergeleitet oder 
als Verhältnismäßigkeitsprinzip mit den Grundrechten oder dem Rechts-
staatsprinzip verbunden. Die Lehre von der objektiven Dimension der 
Grundrechte exemplifiziere ich an der Freiheit von Kunst und Wissenschaft 
und an der Eigentumsgarantie. Das Maß der Übereinstimmung der Aus-
führungen dieses neunten Teils mit den Erkenntnissen des Bundesverfas-
sungsgerichts zeigt mir, daß Deutschland als Verfassungsgerichtsstaat 
weitgehend republikanisiert ist, jedenfalls war. Das kompensiert das frei-
heitliche Defizit des entwickelten Parteienstaates in einem Maße, welches 
diesen bisher hinreichend stabilisiert hat. Die Republik wi l l aber nicht Juris-
diktions- und auch nicht Exekutiv-, sondern vornehmlich Gesetzgebungs-
staat sein, weil nur der echte Parlamentarismus die allgemeine Freiheit zu 
verwirklichen vermag. Der Parteienstaat befindet sich in einer Krise, die der 
Republik eine Chance gibt, die aber auch die Gefahr des Despotismus birgt. 
Die Krit ik an der republikwidrigen Parteienherrschaft  im zehnten Teil, in 
ihren Grundzügen bereits vor gut fünf  Jahren konzipiert, ist durch die 
öffentliche  Diskussion, insbesondere durch die Arbeiten von Hans Herbert 
von Arnim, weitgehend bestätigt worden. Parteien sind schwer zu vermei-
den, nicht notwendig aber sind Bündnisse von Führern und Gefolgsleuten, 
um illegal Ämter zu besetzen, das Wesen der festgefügten  parteilichen 
Parteien. Schließlich wage ich im elften Teil, die Homogenität als Voraus-
setzung einer diskurshaften Republik vorzustellen. Diese Homogenität ist in 
Deutschland und in Europa wesentlich aufklärerisch,  säkularisiert christlich. 
Sie wird in den verschiedenen Völkern durch deren Sprachen gestärkt. 
Auch diesen Teil habe ich vor der deutschen Vereinigung entworfen, als es 
noch vielen geboten erschien, die deutsche Nation zu leugnen. Noch immer 
stört viele die deutsche Identität, die sie mittels eines europäischen Integra-
tionalismus zu überwinden versuchen. Das Bundesverfassungsgericht  hat 
diesem Versuch in seinem Maastricht-Urteil deutliche Grenzen gezogen. 
Mein Beitrag zu diesem Prozeß (als Verfahrensbevollmächtigter  Manfred 
Brunners) beruhte auf den Lehren dieses Buches. 

Das Grundgesetz verfaßt mit seinen fundamentalen Prinzipien das 
Projekt der Moderne, das freiheitliche Gemeinwesen, die Republik. Seine 
Texte sind klassisch. Eine Freiheits-, Rechts- und Staatslehre, die sich am 
Grundgesetz orientiert, darf  darum beanspruchen, ein Beitrag zur europäi-
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sehen, ja zur weltweiten Republiklehre zu sein, zumal deren geistige Kon-
zeption, verankert im abendländischen Denken seit Jahrtausenden, ihren 
Höhepunkt in der von Rousseau kräftig vorbereiteten Französischen Revo-
lution und in der politischen Philosophie des deutschen Revolutionärs 
Immanuel Kant hat. Dennoch beschränke ich mich auf die Auseinanderset-
zung mit deutschen Staatsrechtslehrern der Gegenwart, und auch von diesen 
konnte ich nur einige wenige studieren. Ein Blick in die (ohne Ausnahme 
selbst erarbeiteten) Anmerkungen dürfte zeigen, daß mehr nicht zu leisten 
war. Mein Begriffsgebäude  darf  sogar größere Nähe zu den lateinischen 
Rechtswissenschaftlern erwarten, deren Dogmatik nicht durch den deut-
schen Konstitutionalismus belastet ist. Mein Buch wi l l jedenfalls auch ein 
Beitrag zur Entwicklung eines europäischen Verfassungsstaates sein. 

Die republikanische Freiheits-, Rechts- und Staatslehre versucht, 
vornehmlich mit den Mitteln der Logik, die Ideale Freiheit, Gleichheit und 
Brüderlichkeit zu entfalten. Sie ist darum der Würde des Menschen gemäß 
formal,  d. h. sie ist der Menschheit des Menschen, also dessen Personenhaf-
tigkeit, verpflichtet.  Diese Lehre ist wegen ihres alteuropäischen Paradigmas 
der allgemeinen Freiheit ein Beitrag des christlichen Abendlandes zum 
Frieden in der Welt. Einen bestmöglichen Text hat dieses Paradigma am 10. 
Dezember 1948 durch die Vereinten Nationen in deren Allgemeiner Er-
klärung der Menschenrechte gefunden: 

"Alle Menschen sind frei  und gleich an Würde und Rechten geboren. 
Sie sind mit Vernunft  und Gewissen begabt und sollen einander im 
Geiste der Brüderlichkeit begegnen." 

Dieser Text formuliert  das weltrechtliche Rechtsprinzip schlechthin. Die 
Rechtswissenschaft, die ihn entfaltet, bietet eine Lehre des Rechts für die 
Welt. Damit ist eine Lehre von der Republik, die auf diesen Text gründet, 
eine Freiheits-, Rechts- und Staatslehre mit weltweitem Anspruch. Nur 
echte Republiken garantieren den Frieden, lehrt Kant in seiner Schrift  Zum 
Ewigen Frieden. Der Anspruch ist so groß wie die Aufgabe. Jede Krit ik 
hilft, das Kunstwerk der Republik zu schaffen. 

Vieles, was republikanisch dogmatisiert werden muß, habe ich in 
diesem Buch noch nicht ausgearbeitet, etwa das verschiedentlich ange-
sprochene Amtsprinzip, das Föderalismusprinzip, das auch für die europäi-
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sehe Verfassungsentwicklung elementar sein wird, das Prinzip der kom-
munalen Selbstverwaltung, das der Willensautonomie der Gemeindebürger 
den Weg ebnen sollte, aber auch ein Prinzip berufsständischer  Selbstver-
waltung, welches den Berufskammern  eine tragfähige Rechtsgrundlage 
verschaffen  könnte. Nicht behandelt sind auch wichtige Institutionen der 
Republik, wie der Präsident, in Deutschland der Bundespräsident, auch 
nicht die Bundesregierung und das parlamentarische Regierungssystem, 
welches in Verbindung mit dem republikwidrigen Verhältniswahlsystem 
und dem konstruktiven Mißtrauensvotum gegen den Bundeskanzler die 
parteienoligarchische Exekutivstaatlichkeit stützt. Nicht erörtert sind die 
Bundesbank, deren Unabhängigkeit spezifisch republikanisch begründet ist, 
die Universitäten und deren Aufgabe als Hüter eines republikanischen Ge-
meinwesens, die Kirchen und Religionsgemeinschaften in der laizistischen 
Republik, die Verbände, vor allem die Gewerkschaften als Institutionen 
überholter klassenkämpferischer  Interessengegensätze. Auch die Wirt-
schaftsverfassung  der marktlichen Sozialwirtschaft  bedarf  der republikani-
schen Konzeption, zumal sie wesentlich vom Gemeinschaftsrecht der 
Europäischen Union bestimmt ist. Insbesondere fehlt eine republikanische 
Lehre von den Gemeinschaften der Völker, die ihre Staatsgewalt von 
gemeinsamen Organen ausüben lassen, wie vor allem die Gemeinschaften 
der Europäischen Union. Dies und anderes mehr muß an anderer Stelle oder 
später, in einem zweiten Band, nachgeholt werden. 

Meine Republiklehre reibt sich an den Konzeptionen bedeutender 
Rechtslehrer dieses Jahrhunderts, wie die Zitate und Belege zeigen und 
zeigen sollen. Genannt sei schon an dieser Stelle allen voran Carl Schmitt, 
dem viele Fragestellungen zu danken sind und dessen bestimmender Ein-
fluß auf die (nicht nur) deutsche Staatsrechtslehre der Gegenwart allein 
schon die Krit ik herausfordert.  Genannt seien hier unter den vielen Klaus 
Stern, Josef Isensee, Ernst-Wolfgang Böckenförde, Wilhelm Henke, aber für 
die liberalistische Grundrechtslehre auch Jürgen Schwabe. Mehr Nähe als 
Distanz habe ich zu Martin Kriele, Hasso Hofmann und Paul Kirchhof.  Eng 
verbunden bin ich Werner Maihofer,  Herbert Krüger, Konrad Hesse und 
Peter Häberle, aber auch Ralf Dreier und Robert Alexy. Auf den Weg aber 
hat mich der Philosoph Karl Jaspers gebracht, dessen vornehmer Denkungs-
art sich nicht entziehen kann, wer zur Freiheit finden wi l l , nach dem Urteil 
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Hannah Arendts der einzig wirkliche Kantianer. Hannah Arendt selbst hat 
mich zunehmend beeindruckt, nicht minder Dolf Sternberger, beide Schüler 
Jaspers. Karl R. Poppers kantianische objektive Erkenntnislehre gehört zu 
meinen Grundlagen. Die Nähe zu Jürgen Habermas, dem die meines Erach-
tens kantianische Diskursethik wesentlich zu danken ist und der kürzlich in 
Faktizität und Geltung eine recht kantianische Rechtslehre vorgelegt hat, ist 
augenscheinlich. Allen Lehrern, die ich hier genannt oder auch nur im Buch 
zitiert habe, sage ich Dank, weil sie meinen Beitrag zur Rechtslehre geför-
dert haben. Von jedem habe ich gelernt. Das Studium jeder Schrift  und 
jedes Aufsatzes hat merklichen Einfluß auf meine Überlegungen gewonnen. 
Vor allem gilt der Respekt unserem Bundesverfassungsgericht,  das seit 
Jahrzehnten die geistige Führung in der Rechtslehre behauptet und dringend 
der Hilfe bedarf. 

Dank sage ich aber auch Gerd Bornmüller, Alois Kammerl, Dietrich 
Kressel, Axel Enderlein und Angelika Emmerich-Fritsche. Gerd Bornmüller 
hat in vielen freundschaftlichen  Läufen die persönliche Haltung gestärkt, 
ohne die ein Buch, das die Moralität lehrt, nicht geschrieben werden kann. 
Alois Kammerl hat meine ersten Kantstudien begleitet. Mi t Dietrich Kressel 
habe ich die lehrreichen politischen Verhältnisse in Hamburg rechtlich erör-
tert. Er hat in Hamburg und Nürnberg auch manche technische Hilfe gege-
ben. Axel Enderlein hat mich jahrelang mit zweifelnden Fragen gezwungen, 
die kantianischen Ansätze zu verteidigen und tiefer zu durchdringen. Ange-
lika Emmerich-Fritsche hat mich vor Irrtümern bewahrt. Ihre Krit ik hat die 
Lehren von dem republikanischen Interessenausgleich, von der freiheitli-
chen Privatheit und vor allem die von der republikanischen Funktion des 
Bundesverfassungsgerichts  bereichert. 

Dank sage ich den Studenten in Berlin, Hamburg, Göttingen, Kiel und 
Erlangen-Nürnberg, die mir in Vorlesungen und Seminaren zugehört und 
mir dadurch die forschende Lehre ermöglicht haben. 

Dieses Buch hat mein Lehrstuhl mit Hilfe moderner Textverarbeitung 
erstellt. Diese Technik hat Stärken und Schwächen, welche die Arbeit ver-
ändern. Dank sage ich den vielen Hilfskräften,  die im Laufe der sechs 
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Jahre, in denen das Buch entstanden ist, die Mühen der Textverarbeitung, 
der Literaturbeschaffung  und auch von Korrekturen auf sich genommen 
haben. Es sind: Heiko Weick, John Loeber, Annette Stapel, Babett Stapel, 
Rainer Hartmann, Stefan Lingsminat, Harald Schmiedel, Andrea Kaesbach, 
Sylvia Baier, Christian Mangold, Konstantinos Zois, Alexandra Groß, Felix 
Schuler, Birgit Weidhas, Ralf Dresel, Joachim Hein, Jörg Modlmayr, Gösta 
Makowski, Tanja Posmyk, Michaela Schuhmann, Alexandre Tchernavski, 
Anne Miarka, Peter Baranek, Heike Duus und besonders Alexandra Brin-
kama und Olaf Schunke. Die Mühen der redaktionellen Schlußarbeiten hat 
Regina Köhler auf sich genommen und mit großer Umsicht bewältigt. 

Dank sage ich auch den Sekretärinnen meines Lehrstuhls, Christa 
Dammann und Else Hirschmann. Frau Dammann hat die studentischen 
Hilfskräfte  ständig aktiviert und koordiniert. Frau Hirschmann hat viel-
fältige Lasten, wie die Nachteinsätze im Maastricht-Verfahren,  klaglos auf 
sich geladen. Beide haben jahrelang die Überlast einer Abhandlung mit 
derart vielen Belegen ausgehalten, zumal ich in den letzten vier Jahren Pro-
dekan und Dekan meiner Fakultät war und auch andere wichtige Aufgaben, 
wie vor allem den Maastricht-Prozeß, zu bewältigen hatte, akademische und 
bürgerliche Pflichten, die freilich das Erscheinen eines Buches nicht gerade 
beschleunigen. 

Liebender Dank gilt meiner Frau und unserer Tochter, Lisa Maria, die 
über Jahre einen der Rechtslehre, der Universität und auch der Politik 
verschriebenen Mann und Vater hinnehmen mußten. 

Die Hans Frisch-Stiftung Nürnberg hat das Buch dadurch gefördert, 
daß sie zwei Jahre lang Mittel für eine halbe Stelle eines studentische Mit-
arbeiters und 15 Stunden wöchentlich für wissenschaftliche Hilfskräfte  zur 
Verfügung gestellt und einen erheblichen Druckkostenzuschuß verauslagt 
hat. Dafür danke ich. 

Professor  Simon hat das Buch nicht nur in sein Verlagsprogramm 
aufgenommen, sondern vor allem einen Kaufpreis ermöglicht, der es auch 
für Studenten erschwinglich macht. Das beweist Vertrauen in meine Arbeit 
und ist eine ganz außergewöhnliche Förderung der Lehre von der Republik. 
Dem gilt mein herzlicher Dank. 
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Ich widme das Buch meinem 1973 verstorbenen Vater, dem Schüler 
Luthers und Heideggers, in Dankbarkeit für seine Predigten und Tisch-
gespräche, die in mir weiterwirken. Neben meiner Mutter, Margot Schacht-
schneider, hat mich niemand so geprägt wie mein Vater, der Theologe und 
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Erster Teil 

Republikanische Orientierung 

1. Kapitel 

Freiheit, Gleichheit, Brüderlichkeit 
als republikanische Grundprinzipien 

"Res publica res populi" (Cicero) 1. "Der Staat, das sind wir" (Friedrich 
Naumann)2. 
"Wir sind das Volk". 

1 De re publica, ed. Büchner, Reclam, 1979, S. 130 f. u.ö.; dazu J. Isensee, Republik-Sinn-
potential eines Begriffs,  JZ 1981, 1 ff., 3 ff;  ders.,  Grundrechtliche Freiheit-Republikanische 
Tugend, in: E.E. Geißler (Hrsg.), Verantwortete politische Bildung, 1988, S. 65 ff.;  ders., 
Republik, in: Staatslexikon der Görres-Gesellschaft, 7. Aufl., Bd. 4, 1988, S. 882 ff.;  ders., 
Staat und Verfassung, HStR, Bd. I, S. 631 ff., 654; IV. Henke , Zum Verfassungsprinzip der 
Republik, JZ 1981, 249 ff.;  ders.,  Die Republik, HStR, Bd. I, 1987, S. 863 ff., 869 ff.;  tenden-
ziell republikanisch K.  Hesse, Grundzüge des Verfassungsrechts der Bundesrepublik Deutsch-
land, 16. Aufl. 1988, Rdn. 118 ff.,  S. 48 f., Rdn. 133, S. 52 f., Rdn. 138, S. 54 (für "Rationali-
tät des politischen Prozesses" und "Öffentlichkeit";  allerdings i.S.v. "Herrschaft",  Rdn. 134, S. 
53); republikanisch argumentiert der ehemalige Bundeskanzler Helmut  Schmidt  in seinen 
Reden, etwa, Ausgewählte Texte, 1988, S. 67 ff., 105 ff.;  auch R. Wassermann,  Die Zuschau-
erdemokratie, 1986/89, insb. S. 203; republikanisch argumentiert auch H. Hofmann , Grund-
pflichten als verfassungsrechtliche Dimension, VVDStRL 41 (1983), S. 42 ff.,  ohne freilich ein 
republikanisches Prinzip zu entwickeln, wozu sein Gegenstand Anlaß gab; durch und durch 
republikanisch Karl  Jaspers,  u.a., Vom Ursprung und Ziel der Geschichte, 1949, insb. Das 
Ziel: Die Freiheit, S. 196 ff.;  ders.,  Wahrheit, Freiheit, Friede, 1958, in: ders., Lebensfragen 
der deutschen Politik, 1963, S. 158 ff.;  ders.,  Wohin treibt die Bundesrepublik?, 1965, insb. S. 
125 ff.;  i.d.S. auch Hugo Preuss,  Deutschlands Republikanische Reichsverfassung, 2. Aufl. 
1923, S. 10; republikanisch ist vor allem die Allgemeine Staatslehre, 2. Aufl. 1964, Herbert 
Krügers,  ohne daß Krüger das Wort Republik hervorhebt; die "res publica" reklamiert für seine 
auf Interessenausgleich abgestellten Lehren, insb. des Öffentlichen,  (u.a.) P. Häberle,  Struktur 
und Funktion der Öffentlichkeit  im demokratischen Staat, 1970, in: Die Verfassung des 
Pluralismus, Studien zur Verfassungstheorie  der offenen Gesellschaft, 1980, S. 126 ff.,  der 
insb. das republikanische Tugendprinzip nicht einbezieht; auch in: Die Verfassung des Pluralis-
mus, daselbst, S. 56 ff.,  spricht ders.  von "res publica" und "Bürger" und findet zu einer 
Tugend, der der Toleranz (S. 59, 61, 63), die eher liberal, als republikanisch ist; auch W. 
Löwer,  Aktuelle Gefährdungen des Republikanismus durch den Parteienstaat, in: Almanach des 
Hochschulverbandes Bd.VI, 1993, S. 47 ff.;  zur Begriffsgeschichte  ergiebig W.  Mager,  Repu-
blik, Geschichtliche Grundbegriffe,  Historisches Lexikon zur politisch-sozialen Sprache in 
Deutschland, Bd. 5, 1984, S. 549 ff. 

2 So zitiert R. Thoma,  Das Reich als Demokratie, HbdDStR, Bd. 1, 1930, S. 186 f., Fried-
rich Naumann und schließt sich ihm an; vgl. K.  Low,  Was bedeutet "Republik" in der Bezeich-
nung "Bundesrepublik Deutschland"?, DÖV 1979, 819 ff., 821. 

1 Schachtschneider 
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M i t dieser Parole haben viele Bürger Mit teldeutschlands3 i m deutschen 
Herbst 1989 für die Freiheit und gegen die Herrschaft  der SED demon-
striert. 

"Das Deutsche Reich ist eine Republ ik " , lautete Ar t . 1 Abs. 1 WRV. 
Deutschland4 ist nach dem Grundgesetz eine Bundesrepubl ik (Art . 20 Abs. 
1) und hat Grundsätze auch des republikanischen Rechtsstaates (Ar t . 28 
Abs. 1 S. 1). D i e Fo rm des Poli t ischen ist danach die Republ ik . Das Grund-
gesetz verfaßt Deutschland zur föderalen demokratischen und sozialen 
Republ ik und gibt darin den Deutschen die pol i t ische Form der Freiheit. 
D i e Republ ik als Verfassung der Freiheit best immt die Pr inzipien des 
Rechts und des Staates als die der rechtl ichen Gesetzl ichkeit. 

E ine Republ ik ist notwendig bürgerschaftl ich,  also i m freiheit l ichen Sinne 
demokratisch, verfaßt 5 , aber keine Demokrat ie als Herrschaft  des Volkes6 . 
Sie ist das Gemeinwesen freier  Menschen, der Bürger. " A l l e Staatsgewalt 
geht" nach Ar t . 20 Abs. 2 S. 1 G G "vom Volke aus". "Sie w i rd" aber " vom 
Volke" außer " in Wahlen und Abst immungen" vor al lem "durch besondere 
Organe der Gesetzgebung, der vol lziehenden Gewalt und der Rechtspre-

3 Seit die "Einheit... Deutschlands vollendet" ist (Präambel des GG in der Fassung des Eini-
gungsvertrages vom 31. August 1990; zwar eine Geschichtsfälschung, aber eine verbindliche 
Willensäußerung, vgl. Art. 1 Vertrag über die abschließende Regelung in Bezug auf Deutsch-
land vom 12. Sept. 1990, Zwei-plus-Vier-Vertrag, der die Außengrenzen "endgültig" als die 
"Grenzen der Bundesrepublik Deutschland und der Deutschen Demokratischen Republik" 
festgelegt hat), wird dieses Gebiet Ostdeutschland genannt, während vorher "Ostgebiete" die 
jetzt vor allem polnischen Gebiete jenseits der sogenannten Oder-Neiße-Grenze waren (vgl. 
etwa R. Bernhardt,  Die deutsche Teilung und der Status Gesamtdeutschlands, HStR, Bd. I, S. 
338, 341, 344 ff.,  348). 

4 Die Länder der Deutschen sind in der Präambel des GG aufgeführt.  Art. 23 GG, der bis 
zum Einigungsvertrag vom 31. August 1990 den Geltungsbereich des Grundgesetzes regelte, 
ist aufgehoben. Damit regelt das Grundgesetz das Gebiet Deutschlands. 

5 So E. Bernatzik,  Republik und Monarchie, 2. Aufl. 1919, S. 34; W.  Henke,  JZ 1981, S. 
251; ders.  klar, HStR, Bd. I, S. 880 f.; vgl. die Einheit des republikanischen und demokra-
tischen Prinzips in Art. 1 WRV, dazu G. Anschütz,  Die Verfassung des Deutschen Reiches, 14. 
Aufl. 1933, Anm. 1 zu Art. 1; ganz so H. Preuss,  Deutschlands Republikanische Reichs-
verfassung, S. 62 ff.;  i.d.S. auch R. Thoma,  HbdDStR, Bd. 1, S. 186 ff.;  anders G. Jellinek, 
Allgemeine Staatslehre, 3. Aufl. 1931, S. 710 ff.  (jede Mehrherrschaft),  der die demokratische 
Republik als eine Art der Republik versteht, in der "die Volksgemeinde" "höchstes Staats-
organ" ist; wie im Text für seine Zeit auch R. Hübner,  Die Staatsform der Republik, 1919, S. 
15 ff.;  zur sprachgeschichtlichen Verbindung von Republik und Demokratie im 18. und 19. 
Jahrhundert W.  Mager,  Republik, S. 580 ff. 

6 Dazu 1. Teil, 3. Kap., S. 14 ff.,  34; 2. Teil, 4. und 5. Kap., S. 92 ff.,  100 ff. 
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chung ausgeübt" (Ar t . 20 Abs. 2 S. 2 GG) 7 . D ie deutsche Staatl ichkeit ist 
somit nach dem Text des Grundgesetzes v o m Vo lk als solche des Volkes, 
also demokratisch, verfaßt.  D ie verfaßte Staatl ichkeit aber ist die der Repu-
b l i k als der Lebensform der größtmögl ichen Freiheit 8 . Das demokratische 
Pr inzip der Republ ik als dem freiheit l ichen Gemeinwesen steht gegen jede 
A r t staatlicher Herrschaft 9 ; denn Herrschaft  des als Bürgerschaft  verstan-
denen Volkes über die Vie lhei t der Bürger als das Vo lk ist n icht denkbar, 
we i l der Bürger durch seine Selbständigkeit, durch seine Unabhängigkei t 
von anderer nötigender Wi l l kü r , durch Freiheit näml ich, definiert  is t1 0 . 
Wenn sich Herrschaft  etabliert, w ie i m entwickel ten Parteienstaat, ist die 
Republ ik in Gefahr und das Vo lk aufgerufen,  die Freiheit zu verteidigen 1 1 . 
D i e Mög l i chke i t , ohne Blutvergießen die Regierung zu wechseln, kann man 
m i t Karl  R. Popper  als das demokratische Prinzip begreifen 12 . Demokrat ie 
ist unter dem Grundgesetz somit nicht die Form der Herrschaft  und schon 

7 Dazu 1. Teil, 3. Kap., S. 17 f.; 3. Teil, 1. Kap., S. 168 ff.;  7. Teil, 4. Kap., S. 560 ff.;  vgl. 
insb. BVerfGE 83, 60 (71 ff.). 

8 Dazu 1. Teil, 3. Kap., S. 14 ff.,  insb. S. 34 ff.;  3. Teil, 2. Kap., S. 178 ff.;  8. Teil, 1. und 
3. Kap., S. 637 ff.,  707 ff.;  9. Teil, 2. Kap., S. 858 ff.;  zum Prinzip der Volkssouveränität und 
dessen Verhältnis zur Staats- und Regierungsform  E.-W.  Böckenförde,  HStR, Bd. I, S. 888 ff., 
der beides demokratisch bestimmt sieht; ähnlich P. Badura,  HStR, Bd. I, S. 968 ff.;  auch R. 
Zippelius,  Allgemeine Staatslehre, § 23, S. 170 ff. 

9 BVerfGE 83, 60 (71 ff.)  versteht die "freiheitliche Demokratie" als "staatliche Herrschaft", 
die "demokratischer Legitimation" bedarf; dazu 1. Teil, 3. Kap., S. 14 ff.;  2. Teil, 4. und 7. 
Kap., S. 97 ff.,  124 ff. 

10 I.d.S. M. Hättich,  Demokratie, Staatslexikon, hrsg. v. der Görres-Gesellschaft,  Bd. 1, 
1985, Sp. 1183; ders.,  Demokratie als Herrschaftsordnung,  1967, S. 27 ff.,  erörtert mit 
Hinweisen den Aktionären Charakter der Begriffe  "Volksherrschaft  oder Selbstregierung des 
Volkes"; K.R.  Popper,  Bemerkungen zu Theorie und Praxis des demokratischen Staates, 1988, 
S. 10 ff.;  zum bürgerlichen Freiheitsbegriff  Kant,  Metaphysik der Sitten, S. 345; insb. schon 
J. Locke,  Über die Regierung, ed. Mayer-Tasch, Reclam, 1983, S. 18, 41; i.d.S. M. Kriele,  Die 
demokratische Weltrevolution, S. 37; ders.,  Freiheit und Gleichheit, HVerfR, S. 143; W. 
Maihof  er,  Prinzipien freiheitlicher  Demokratie, HVerfR, 1983, S. 186 ff.;  zum demokratischen 
Prinzip der Republik 7. Teil, 1. Kap., S. 532 ff.;  1. Teil, 3. Kap, S. 14 ff.,  insb. S. 64 ff.;  zur 
Bürgerlichkeit des Bürgers 4. Teil, 2. Kap., S. 211 ff.;  5. Teil, 4. Kap., S. 341 ff.,  6. Teil, 9. 
Kap., S. 501 ff.;  zum bürgerlichen Freiheitsbegriff  5. Teil, 3., 4., 5., 6. und 7. Kap., S. 275 ff., 
325 ff.,  370 ff.,  410 ff.,  427 ff. 

11 Dazu 4. Teil, 3. Kap., S. 249 f.; 5. Teil, 6. Kap., S. 417 ff.;  7. Teil, 4. Kap., S. 581 ff.; 
9. Teil, 5. Kap., S. 961 ff.;  vor allem Κ  Jaspers,  Wohin treibt die Bundesrepublik?, S. 128 ff. 

12 Bemerkungen zu Theorie und Praxis des demokratischen Staates, S. 10 ff.,  14 ff.;  weitere 
Hinweise in Fn. 145. 
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